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Antrag A-06

SPD-AG 60plus Bezirk Hannover

Empfehlung der Antragskommission

Erledigt

Einführung einer Erwerbstätigenversicherung
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Wir werden die gesetzliche Rentenversicherung zu

einer Erwerbstätigenversicherung erweitern. Dabei

werdenwir schrittweise die Beitragsbasis auf Abge-

ordnete, Freiberufler und Selbständige undperspek-

tivischaufBeamteerweitern. AuchdieVersorgungs-

werke wollen wir integrieren.

Begründung

Die SPD hat in der Großen Koalition viel für mehr

Rentengerechtigkeit erreicht:

• Die abschlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjah-

ren nutzt vor allem denjenigen, die lange ih-

ren Beitrag zur Rentenversicherung geleistet

haben, denen es aber schwerfällt bis 67 zu ar-

beiten.

• Mit der Mütterrente haben wir mehr Gerech-

tigkeit für Mütter geschaffen, die Kinder vor

1992 zurWelt gebracht haben, auch wenn wir

dies gerne vollständig mit Steuermitteln fi-

nanziert hätten.

• Die Verbesserungen bei der Erwerbminde-

rungsrente helfen denen, die aus gesundheit-

lichen Gründen nicht mehr weiterarbeiten

können und die oftmals besonders von Alters-

armut bedroht sind.

• Mit dem Mindestlohn und der Stärkung der

Tarifpartnerschaft habenwir auchauf demAr-

beitsmarkt wichtige Schritte für eine besse-

re Rente getan. Trotz aller Erfolge brauchen

wir weitere Verbesserungen unseres Renten-

systems. Dabei sollten uns folgende Ziele lei-

ten:

• Die Rente muss den Lebensstandard sichern.

Wer in Rente geht darf keine Angst haben, da-

bei sozial abzusteigenundharte Einschnitte in

seiner oder ihrer Lebensführung hinnehmen

zu müssen.

• Die Finanzierung der Rente muss den Prin-

zipien der Solidarität und der Parität folgen.

Wir wollen eine Erwerbstätigenversicherung

für alle, in der dieVersorgungswerke integriert

und Abgeordnete, Freiberufler, Selbständige

und perspektivisch auch Beamte solidarisch

einzahlen.

Erledigt durch Annahme von A-01 / Ä-01 (A-01-4-17)
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• Wer lange für geringes Geld gearbeitet hat,

muss das Erarbeitete imAlter trotzdembehal-

ten dürfen. Deswegen wollen wir eine Min-

destrente die ohne Bedürftigkeitsprüfung ge-

währt wird.

• Die private Vorsorge als dritte Säule der Ren-

tenversicherung hat die Erwartung, das sin-

kende Rentenniveau zu kompensieren, nicht

erfüllt. Ihre Subventionierung aus Steuermit-

teln wollen wir bestandssichernd auslaufen

lassen.

• Die Altersvorsorge muss sich flexibel den

unterschiedlichen Anforderungen verschiede-

ner Branchen anpassen. Sie muss dabei so-

wohl kürzere oder längere Lebensarbeitszei-

ten in verschiedenen Berufen als auch Aus-

, Fort- und Weiterbildungsanforderungen be-

rücksichtigen. Dabei sollte die Betriebsrente

eine wichtige Rolle spielen.

• Auch im Rentensystem muss sich eine part-

nerschaftliche Aufteilung von Familien- und

Erwerbsarbeit positiv widerspiegeln. Die Ren-

temuss unseremoderneVorstellung von Part-

nerschaftlichkeit in der Familie abbilden. Die

Rentensituation von Frauen muss besonders

berücksichtigt werden. Frauen, die in der Ver-

gangenheit die überwiegende Familienarbeit

in einer Beziehung getragen haben, müssen

diese anerkannt bekommen.

• Die Rente muss sich flexibel den sich verän-

dernden Erwerbsbiographien anpassen. Wer

berufsbedingt immer wieder Zeiten ohne Er-

werbstätigkeit hat und zwischen abhängiger

und selbständiger Beschäftigung wechselt,

braucht trotzdem Sicherheit für seine Versor-

gung im Alter.

• Die Altersvorsorge muss transparenter und

verständlicher werden. Nur wer weiß, welche

Ansprüche er oder sie hat und wie er oder sie

sich eine gute Rente sichern kann, ist auch in

der Lage selber Verantwortung dafür zu über-

nehmen.

1. Die gesetzliche Rentenversicherung – Lebensstan-

dardsicherung in der ersten Säule

Die solidarische gesetzliche Rente ist die wichtigs-

te Säule unseres Rentensystems.Wirwollen Siewie-

der stärken. Sie ist der Kern einer lebensstandardsi-

chernden Altersversorgung. Dieses zukunftsfest zu

sichern, ist die Garantie für eine breite Akzeptanz
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der solidarischen Finanzierung. Dabei ist die per-

spektivische FestlegungdesRentenniveaus aufmin-

destens 50% wichtig aber nur ein Teil einer gerech-

ten Rentenreform. Denn das Rentenniveau bezieht

sich auf den so genannten Eckrentner (45 Jahre, Voll-

zeit, Durchschnittsverdienst), den es in der Realität

nicht gibt.

Die Realität ist geprägt von immer mehr Wechseln

zwischen selbständiger und abhängiger Beschäfti-

gung und zwischen Zeiten der Familien- und der Er-

werbsarbeit oder Unterbrechungen durch Arbeits-

losigkeit. Deswegen brauchen wir eine lebensstan-

dardsichernde Rente, die sich diesenAnforderungen

anpasst.

Die Rentenversicherung trägt auch Verantwortung

für das gesunde Erreichen des Renteneintrittsalters.

Wir wollen die Aufgaben der Prävention und Reha-

bilitation weiter stärken.

Besonderen Handlungsbedarf gibt es bei den Er-

werbsminderungsrenten, die schon heute einem

hohenArmutsrisikounterliegen.Die Erwerbsminde-

rungsrente liegt heute bei durchschnittlich 650e.

Wir wollen die Abschläge auf Erwerbsminderungs-

renten abschaffen.

Zur besseren Absicherung von Menschen mit ge-

brochenen Erwerbsbiographien und insbesondere

Frauen und wollen wir einen Mindestbeitrag in

der gesetzlichen Rente unabhängig von Erwerbstä-

tigkeit. Den Mindestbeitrag sollen alle zahlen, au-

ßer denjenigen, die sich Ausbildung befinden. Mit

demMindestbeitrag muss mindestens Grundsiche-

rungsniveau erreicht werden. Perspektivisch macht

ein Mindestrentenbeitrag die Mindestrente über-

flüssig.

2. Mindestrente – lange arbeiten muss sich lohnen,

auch bei geringem Einkommen

Das Rentensystem kann nicht alles heilen, was in ei-

ner Erwerbsbiographie schiefgelaufen ist. Wir hal-

ten am Äquivalenzprinzip fest. Wer mehr einzahlt

muss auch mehr herausbekommen. Wer aber lan-

ge gearbeitet und Beiträge gezahlt und dabei wenig

verdient hat, der darf nicht genauso behandelt wer-

den, wie jemand der nie oder kaum gearbeitet und

Beiträge gezahlt hat. Mit einer Mindestrente ober-

halb der Grundsicherung wollen wir für mehr Ge-

rechtigkeit sorgen. Wer Mindestrente bezieht muss

keine Bedürftigkeitsprüfung fürchten.

Alswesentliches Kriteriumgelten 40 Jahre Versiche-

rungszeit (rentenrechtliche Zeiten) und ein Renten-
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beginn mit regulärem Renteneintrittsalter.

3. Riesterrente – private Vorsorge zukünftig ohne

Steuergeld

Die Riesterrente hat ihre Erwartungen nicht erfüllt.

Insbesondere Geringverdienende sollten von den

Subventionen profitieren. Doch gerade diese Ziel-

gruppe hat sich nicht in dem notwendigen Maße

für Riesterrenten entschieden.Wir wollen daher die

staatliche Förderung und Subventionierung der pri-

vaten Rentenvorsorge auslaufen lassen:

Die bisher abgeschlossenen Verträge genießen wei-

ter Bestandsschutz.Weraber inZukunft eine zusätz-

liche private Altersversorgung abschließen möch-

te, muss auf Steuersubventionen verzichten. Dafür

wollen wir mit den freiwerdenden Mitteln die Be-

triebsrenten fördern.

4. Betriebliche Altersvorsorge - flächendeckend und

branchenspezifisch

Die betrieblicheAltersversorgung ist für uns die bes-

te zusätzliche Vorsorge für einen angemessenen Le-

bensstandard im Alter. Die aktuelle Ausgestaltung

der Betriebsrenten ist komplex und erreicht nicht

diejenigen, die ein zusätzliche Altersvorsorge drin-

gend nötig haben, nämlich Gering- und Niedrigver-

dienende. Wir wollen daher eine flächendeckende,

obligatorische Betriebsrente mit klarem und ver-

bindlichemGesetzesrahmen und einemVorrang für

tarifliche Lösungen.Wir wollen kollektive Lösungen,

die Verwaltungskostenminimieren und die Portabi-

lität bei Jobwechseln garantieren.

Sie soll zum einen die gesetzliche Rente ergän-

zen. Zum anderen wollen wir mit der betrieblichen

Altersvorsorge branchenspezifische Anforderungen

(Altersteilzeit, Abkaufen von Abschlägen, …) tarif-

partnerschaftlich umsetzen. Unterschiedliche Bran-

chen haben unterschiedliche Belastungen und An-

forderungen an einen Rentenübergang. Wo keine

Tarifpartner über die Betriebsrenten entscheiden,

gelten starre gesetzliche Regelungen und

Anforderungen. Zur Finanzierung können u.a. die

vorgesehenen Mittel zur Förderung der Riester-

Rente für die betriebliche Altersvorsorge eingesetzt

werden.

5. Finanzierung – Solidarität in einer Erwerbstäti-

genversicherung

Wir wollen die gesetzliche Rentenversicherung zu

einer Erwerbstätigenversicherung erweitern. Dabei

wollen wir schrittweise die Beitragsbasis auf Abge-

ordnete, Freiberufler und Selbständige undperspek-
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tivischaufBeamteerweitern. AuchdieVersorgungs-

werke wollen wir integrieren.

Weitere Finanzierungsmöglichkeiten bestehen in

der Herausnahme und Steuerfinanzierung sämtli-

cher versicherungsfremder Leistungen.

Darüber hinaus liegen weitere Finanzierungsmög-

lichkeiten in der Erhöhung der Steuerfinanzierung

und der Anhebung des Beitragssatzes. Darüber hin-

aus wollen wir prüfen, wie ein Ersatz der Bei-

tragsbemessungsgrenze durch eine Beitragsober-

grenze verfassungskonform ausgestaltet werden

kann ohne das daraus aufgrund des Auszahlungs-

Äquivalents höchste Leistungsansprüche entste-

hen.

Eine gute lebensstandardsichernde Rente ist für die

soziale Sicherheit und das Vertrauen in den deut-

schen Sozialstaat von immens hoher Bedeutung.

Die Rentenpolitik beschäftigt alte wie junge Men-

schen und muss mit Sorgfalt und Klarheit beraten

werden. Soziale Sicherungssystememüssen sich im-

merwieder neu vor denHerausforderungen der Zeit

bewähren und sich wandelnden Verhältnissen an-

passen und dabei verlässlich bleiben.

Wir wollen dies mit einer solidarischen Erwerbstä-

tigenversicherung und einer flexiblen und starken

Betriebsrente erreichen, die sich der modernen Ar-

beitswelt anpassen.
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